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Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

 

auf die mir zur Beantwortung zugewiesene schriftliche Frage übersende ich Ihnen die 

beigefügte Antwort. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

in Vertretung 

Johann Saathoff 



  
 

 

  

  

 

Schriftliche Frage der Abgeordneten Anke Domscheit-Berg 

vom 28. Mai 2024 

(Monat Mai 2024, Arbeits-Nr. 5/289) 

 
 

Frage 
Aus welchem Grund verzögert der Bund die Beteiligung interessierter Bundesländer 
an der Zentrum für Digitale Souveränität der Öffentlichen Verwaltung (ZenDiS) 
GmbH (https://netzpolitik.org/2024/opendesk-wie-das-bmi-den-souveraenen-arbeits-
platzauf-die-lange-bank-schiebt/), und wann ist tatsächlich mit der Umsetzung der 
geplanten Beteiligung der Bundesländer an ZenDiS zu rechnen (bitte ausführlich be-
gründen, warum trotz Bereitwilligkeit einiger Länder und seit Monaten vorliegenden 
unterschriftsreifen Unterlagen bisher keine Beteiligung zustande kam und welches 
Ressort die Verzögerung ursächlich zu verantworten hat)? 
 
Antwort 
Zum Beitritt der Länder als Gesellschafter zur ZenDiS GmbH ist ein Antrag nach § 65 
Bundeshaushaltsordnung (BHO) beim Bundesministerium der Finanzen erforderlich. 
Der Bundesrechnungshof ist zu beteiligen. Dieser Antrag wird aktuell unter Berück-
sichtigung der Anforderungen der BHO und des Vergaberechts vorbereitet und soll 
zeitnah dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) und dem Bundesrechnungshof 
(BRH) übermittelt werden. Erst nach Zustimmung des BMF können unterschriftsreife 
Unterlagen erstellt werden. 
Die eingetretene Verzögerung ist nicht durch ein Ressort zu verantworten, sondern 
der Komplexität der Anforderungen geschuldet, die sich aus der BHO und dem 
Vergaberecht ergeben. 




